BELEHRUNG ÜBER RECHTE UND PFLICHTEN 

DER PERSON, GEGEN DIE DIE ANORDNUNG ODER DAS VERBOT ERLASSEN WORDEN IST
1. Eine Person, gegen die eine Anordnung zum sofortigen Verlassen einer gemeinsam bewohnten Wohnung und ihrer unmittelbaren Umgebung oder ein Verbot, sich der Wohnung und ihrer unmittelbaren Umgebung zu nähern, erlassen wurde, ist verpflichtet, die Schlüssel der gemeinsam bewohnten Wohnung und der Räumlichkeiten ihrer unmittelbaren Umgebung in dieser Wohnung zu belassen (Artikel 15ae, Absatz 6 des Polizeigesetzes vom 6. April 1990).

2. Eine Person, gegen die ein Haftbefehl oder ein Verbot erlassen wurde, ist verpflichtet, der Polizeieinheit, von welcher der Polizeibeamte den Haftbefehl oder das Verbot erlassen hat, die Adresse ihres Wohnsitzes sowie, wenn möglich, die Telefonnummer, unter der sie erreichbar ist, mitzuteilen und diese Polizeieinheit über jede Änderung dieser Adresse oder Nummer zu informieren 
(Artikel 15af (1) des Polizeigesetzes vom 6. April 1990).

3. Wenn eine Person, gegen die ein Haftbefehl oder ein Verbot erlassen wurde, ihren Wohnsitz wechselt, unter der 
von ihr angegebenen Telefonnummer nicht erreichbar ist und dies einer Polizeieinheit nicht mitteilt, so dass 
sie der Schriftverkehr nicht an der angegebenen Adresse abholt oder sich nicht innerhalb von 24 Stunden nach der Benachrichtigung über den Schriftverkehr bei der angegebenen Organisationseinheit der Polizei einfindet, um sie abzuholen, gilt der Schriftverkehr nach Ablauf dieser Frist als zugestellt, es sei denn, der Wohnsitz dieser Person ist der Polizei bekannt (Artikel 15af, Absatz 2 des Polizeigesetzes vom 6. April 1990).

4. Die Daten einer Person, gegen die ein Haftbefehl oder ein Verbot erlassen wurde, können an das zuständige Bezirkszentrum für Familienhilfe übermittelt werden, um Maßnahmen im Rahmen der Zuständigkeit des Bezirks auf der Grundlage der Bestimmungen zur Bekämpfung von Gewalt in der Familie zu ergreifen, es sei denn, die Person stimmt dem nicht zu (Artikel 15ag, Absatz 3 des Polizeigesetzes vom 6. April 1990).

5. Eine Person, gegen die eine Anordnung oder ein Verbot erlassen ist, hat das Recht, gegen eine Anordnung, die gemeinsam bewohnte Wohnung und ihre unmittelbare Umgebung sofort zu verlassen, oder gegen ein Verbot, die Wohnung und ihre unmittelbare Umgebung zu betreten, Beschwerde beim Bezirksgericht ......................................................... ................................................................................................... einzulegen. ............................................. Die Beschwerde muss innerhalb von 3 Tagen nach Zustellung der Verfügung oder des Verbots eingereicht werden. Die Beschwerde kann die Prüfung der Richtigkeit der Handlungen, der Legitimität und der Rechtmäßigkeit der Anordnung/des Verbots verlangen (Artikel 15aj Absatz 1 des Polizeigesetzes vom 6. April 1990). 

6. Das Gericht prüft die Beschwerde unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 3 Tagen nach ihrem Eingang bei Gericht (Art. 15aj Abs. 2 des Polizeigesetzes vom 6. April 1990). 

7. Das Gericht hebt die angefochtene Anordnung oder das angefochtene Verbot auf, wenn es sich als unbegründet oder rechtswidrig erweist, 
wovon es die von häuslicher Gewalt betroffene Person, den Staatsanwalt, die zuständige Polizeidienststelle und das interdisziplinäre Team unverzüglich in Kenntnis setzt (Artikel 15aj (3) des Polizeigesetzes vom 6. April 1990).
8. Die Anordnung oder das Verbot erlischt vierzehn Tage nach ihrem Erlass, es sei denn, das Gericht hat 
in Fällen, in denen eine Person, die häusliche Gewalt anwendet, gezwungen werden soll, die gemeinsam bewohnte Wohnung und ihre unmittelbare Umgebung zu verlassen, oder in denen ihr verboten werden soll, sich der Wohnung und ihrer unmittelbaren Umgebung zu nähern, eine Sicherheitsleistung bewilligt, für die die Anordnung oder das Verbot verlängert wurde (Artikel 15ak, Absatz 1 des Polizeigesetzes vom 6. April 1990). 

9. Die Anordnung oder das Verbot wird auch dann unwirksam, wenn eine von häuslicher Gewalt betroffene Person, gegen die eine Anordnung oder ein Verbot erlassen wurde, im Zusammenhang mit dem Verdacht einer Straftat festgenommen wurde und anschließend eine vorbeugende Maßnahme in Form einer vorübergehenden Festnahme oder einer Anordnung, die gemeinsam mit dem Geschädigten bewohnten Räumlichkeiten vorübergehend zu verlassen, angewandt wurde (Artikel 15ak Absatz 2 des Polizeigesetzes vom 6. April 1990). 

10. Die Nichtbefolgung einer polizeilichen Anordnung, eine gemeinsam bewohnte Wohnung und ihre unmittelbare Umgebung unverzüglich zu verlassen, oder eines Verbots, sich der Wohnung und ihrer unmittelbaren Umgebung zu nähern, stellt eine Straftat nach Artikel 66b des Gesetzes vom 20. Mai 1971 dar. ˗ Gesetzbuch der Straftaten, die mit Haft, Freiheitsbeschränkung oder Geldstrafe geahndet werden. 

11. Eine Person, gegen die eine Anordnung oder ein Verbot ergangen ist, hat das Recht, Gegenstände des persönlichen oder beruflichen Gebrauchs oder Haustiere, die ihr gehören, aus der gemeinsam genutzten Wohnung zu entfernen. 
Im Falle des Widerspruchs von Personen, die die Wohnung gemeinsam bewohnen, sind diese Gegenstände oder Haustiere in der gemeinsam bewohnten Wohnung zu belassen. Die Vollstreckung von Forderungen aus diesem Konto erfolgt nach den Grundsätzen 
des Zivilgesetzbuches (Artikel 15ae(4) des Polizeigesetzes vom 6. April 1990).
12. Wird es für die von 
häuslicher Gewalt betroffene Person während des Zeitraums der Anordnung oder des Verbots notwendig, ihr 
gehörende Gegenstände, insbesondere persönliche und beruflich genutzte Gegenstände oder Haustiere, die zuvor nicht entfernt wurden, aus der gemeinsam bewohnten Wohnung zu entfernen, so kann dies einmalig und nur in Anwesenheit eines Polizeibeamten geschehen, nachdem dieser 
zuvor den Termin mit der von der Gewalt betroffenen Person 
vereinbart hat. Die von häuslicher Gewalt betroffene Person hat das Recht, an dieser Maßnahme teilzunehmen oder eine andere Person zur Teilnahme daran zu ermächtigen (Artikel 15ae, Absatz 5 des Polizeigesetzes vom 6. April 1990).

13. Eine Person, gegen die eine Anordnung oder ein Verbot ergangen ist, hat das Recht, Informationen über die Kontaktdaten der örtlich zuständigen Unterbringungseinrichtungen und Einrichtungen zu erhalten, die korrigierende und erzieherische Maßnahmen oder psychologische und therapeutische Programme für Personen durchführen, die häusliche Gewalt anwenden (Artikel 15ah des Gesetzes
vom 6. April 1990 über die Polizei).

  Kopie der erhaltenen Belehrung*
 Ich bestätige den Erhalt der Liste mit den Kontaktdaten der örtlich zuständigen Unterkunftsanbieter

………………………………………………………………...

                         (Datum und Unterschrift der Person, die mit den Rechten vertraut ist)
  Löschen oder streichen Sie Leerstellen, wo dies angebracht ist.

** Wenn keine PESEL-Nummer verfügbar ist, geben Sie das Geburtsdatum ein. 

·   Fügen Sie ein „X" in das entsprechende Feld ein.
Mp – 
Mp – 113

